Energiewende, Klimaschutz, Schuldenbremse – 

Vorbild Deutschland?

Reiner Kümmel

„Der Beschluss zum Ausstieg aus der Atomenergie hier in Deutschland war richtig. [...] Wir haben jetzt die Chance, der Welt zu zeigen, dass ein hoch industrialisiertes Land in der Lage ist, seine Wirtschaft auf eine Energieform umzustellen, die sich mit der Bewahrung der Natur vereinbaren lässt.“

Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm
 

„Die Energiewende ist nichts anderes als eine Operation am offenen Herzen der Volkswirtschaft.“ Bundesumweltminister Peter Altmaier 

1
Energiewende 

Wahrnehmung und Einschätzung der Kernenergie-Risiken haben sich in Deutschland seit den frühen 1970er Jahren sehr gewandelt. Damals hatte die Politik unter großer Zustimmung der Bevölkerung die zögerlichen, teils im Besitz der öffentlichen Hand befindlichen Energieversorgungsunternehmen gedrängt, Kernreaktoren zur Erzeugung elektrischer Energie einzusetzen. Wiederum mit großer Zustimmung der Bevölkerung beschloss die deutsche Bundesregierung nach dem 11. März 2011, unter dem Eindruck der Fukushima-Katastrophe und unter Rückgängigmachung der 2010 von ihr eingeführten Laufzeitverlängerungen der Kernkraftwerke, acht Atommeiler sofort und die verbleibenden neun deutschen Kernspaltungsreaktoren bis zum Jahre 2022 für immer abzuschalten. Was sich Deutschland damit vorgenommen hat, beschreibt die Kanzlerin mit folgenden Worten: 

„Eine wirtschaftliche, umweltschonende und zuverlässige Energieversorgung – das ist eine Aufgabe, die zu den größten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zählt. Für die Bundesregierung steht außer Frage: Wir wollen unser Land bei wettbewerbsfähigen Energiepreisen und hohem Wohlstandsniveau zu einer der effizientesten Volkswirtschaften der Welt entwickeln und das Zeitalter der erneuerbaren Energien schneller als ursprünglich geplant erreichen“ (Merkel 2012, S. 10). 

Diese Herausforderung zu meistern wird dadurch erschwert, dass in den wohlhabenden Industrieländern, und ganz besonders in Deutschland, die Risiken einer Energiequelle umso intensiver wahrgenommen und als nicht akzeptabel bewertet werden, je stärker diese Quelle zur Deckung des Energiebedarfs beiträgt. Die Kernenergie ist dafür ein Beispiel, dem im Zuge der deutschen Energiewende weitere folgen dürften. 

Die Gefahr ist groß, dass sich Deutschland mit der Energiewende übernimmt. Dafür gibt es zwei Gründe. Deren erster liegt im „Grundgesetz des Universums“, wie die ersten zwei Hauptsätze der Thermodynamik auch genannt werden. Sie zeigen den Januskopf der Energienutzung: Sie schafft materiellen Wohlstand und belastet die Umwelt. Werkeln doch für jeden Deutschen in unseren Maschinen und Verbrennungsanlagen etwa 45 Energiesklaven, von denen jeder rein rechnerisch so viel leistet wie ein Schwerstarbeiter (Kümmel 2011, S. 58 f.). Deren Energieumwandlung in Arbeit und Wärme geht unvermeidbar einher mit Entropieproduktion. Dabei ist Entropie das physikalische Maß für Unordnung, und ihre Produktion ist mit Emissionen von Teilchen und Wärme verkoppelt. Sind diese Emissionen so stark, dass sie die molekulare Zusammensetzung der Biosphäre und die Energieflüsse durch dieselbe spürbar verändern, und erfolgen die Veränderungen schneller als sich die Lebewesen und ihre Gesellschaften daran anpassen können, wirken sie als Umweltbelastungen. Zudem vermindert die Entropieproduktion den Exergie genannten, wertvollen, für jede Energiedienstleistung verwendbaren Anteil einer Energiemenge und erhöht den wertlosen, Anergie genannten Anteil,  z. B.  an die Umgebung abgegebene Wärme. Damit sind Effizienzsteigerungen der Energieumwandlungsprozesse unüberwindbare physikalische Grenzen gesetzt. 

Der zweite Grund für Energiewende-Sorgen liegt in dem gewaltigen Unterschied zwischen der Energiedichte fossiler und nuklearer Energieträger einerseits und den Dichten der uns von der Sonne – direkt über ihre Strahlung und indirekt über Wasser, Wind und Biomasse – gelieferten Energien andererseits. Gewiss wird in Zukunft die Verschmelzung von Wasserstoff zu Helium in immer stärkerem Maße den Weltenergiebedarf decken, und geschieht diese nukleare Energieerzeugung in dem 150 Millionen km von der Erde entfernten Fusionsreaktor Sonne, verliert sich die damit verbundene Entropieproduktion in den Weiten des Weltalls. Nur ein winziger Teil der Sonnenstrahlung trifft und belebt unsere Erde. Doch für das Sammeln und Nutzen der solaren Energien bedarf es wegen ihrer geringen Dichten großer Flächen und großer Materialmengen. Werden zur Produktion der Materialien hauptsächlich fossile Energien eingesetzt, handelt man sich deren klima- und gesundheitsschädlichen Emissionen ein. Landknappheit ist ein weiteres Problem. Darum muss die Gesellschaft beschließen, wie die Risiken und Lasten der Energieversorgung zwischen den Bevölkerungsgruppen und Generationen 

verteilt werden sollen, und langfristig-vorausschauend komplexe Energie-, Emissions- und Kostenoptimierungen durchführen. Deren ökologische, soziale, wirtschaftliche und technische Rahmenbedingungen sind gesetzlich festzulegen. Geschmeidige Anpassungen dieser Rahmenbedingungen an neue Erfahrungen fördern die nachhaltige Entwicklung. Für überstürzte Revisionen und Kehrtwendungen hingegen gilt „Eile mit Weile“. 

1.1
Tokay Mura

„Wir orientieren uns doch sehr an dem, was die entwickelten Länder machen“, sagte mir Shigeru Yasukawa, der Leiter des „Energy System Assessment Laboratory“ im japanischen Kernforschungszentrum Tokay Mura an der Pazifikküste zwischen Tokyo und Fukushima, als wir 1994 im Zusammenhang mit der Erhebung japanischer Wirtschaftsdaten vor dem dortigen Hochtemperaturreaktor standen. Zuvor hatte ich erklärt, wie gut ich es fände, dass dieser in Deutschland mit vier Milliarden DM Steuergeldern bis zur kommerziellen Stromproduktion entwickelte und nach einem Brennelemente-Problem und dem Tschernobyl-Unfall aufgegebene Kernreaktor wenigstens anderswo weiterentwickelt wird; bietet doch dieser Reaktortyp ein Höchstmaß an Sicherheit, weil bei einem Ausfall der aktiven Kühlsysteme natürliche Kühlung durch Konvektion und Wärmeabstrahlung eine Kernschmelze verhindert. Yasukawa hatte geantwortet: „Ja, beinahe hätten wir in Japan dann auch die Weiterarbeit an diesem Reaktor aufgegeben“, und auf mein erstauntes: „Warum sollte Japan den Fehler Deutschlands wiederholen?“ kam von ihm der eingangs zitierte Satz. Da Japan eines der höchstentwickelten Industrieländer ist, blieb mir diese Aussage ein Rätsel – bis zur Fukushima-Katastrophe. 

1.2
Fukushima

Eines der schwersten Erdbeben in der Geschichte Japans und der davon verursachte Tsunami mit Wellenhöhen zwischen 13 m und 15 m zerstörten am 11. März 2011

vier Reaktorblöcke des Kernkraftwerks (KKW) Fukushima 1. In den Blöcken 1, 2 und 3 kam es wegen des Ausfalls der Kühlsysteme zum Schmelzen der metallischen Brennelemente im Reaktorkern („Kernschmelze“). Reaktor 4 war wegen Wartungsarbeiten abgeschaltet. Seine sehr viel Nachwärme entwickelnden Brennelemente lagerten im Abklingbecken im Inneren des Reaktorgebäudes. Auch dessen Kühlung fiel aus. Das Wasser im Abklingbecken erhitzte sich. Am 15. März 2011 explodierte Block 4, wohl aufgrund von Wasserstofffreisetzung und Zündung des mit Sauerstoff gebildeten Knallgases. Insgesamt verursachte die Zerstörung der Blöcke 1 bis 4 etwa 10 bis 20 % der radioaktiven Emissionen des Tschernobyl-Unfalls. 

Nach allgemeinem Bekanntwerden der Konstruktions- und Sicherheitsmerkmale des KKW Fukushima 1 verstehe ich jetzt besser Yasukawas Bemerkung über die japanische Orientierung an den „entwickelten Ländern“. Auf dem Gebiet der Kernenergie trifft sie insofern zu, als man sich bei der Errichtung der japanischen KKW zu sehr auf ausländisches Know-How verlassen hatte. Denn die Kraftwerksblöcke von Fukushima 1 wurden zwischen 1970 und 1978 auf dem japanischen Küstenteil des pazifischen Feuerrings nach Konstruktionsplänen für Siedewasserreaktoren errichtet, die die Firma General Electric primär für die KKW entwickelt hatte, die in den 1960er Jahren in den USA in Betrieb gegangen waren. Störfälle in drei japanischen Kernkraftwerken durch Erdbeben zeigten schon in den Jahren 2005 und 2007, dass bei der Auslegung von Reaktoren, insbesondere derer aus den 1970er Jahren, die in Japan möglichen Erdbebenstärken nicht einkalkuliert worden waren. Doch man nahm das in Kauf. Gleiches gilt für die Tsunami-Risiken. Japanische klassische Gemälde sowie Filme aus dem 20. Jahrhundert zeigen Tsunami-Wellen, die sich höher als 20 m aufsteilen. Für den meerseitigen Teil des Fukushima-1-Geländes existierte jedoch nur eine 5,70 m hohe Schutzmauer, und vorgeschrieben waren lediglich 3,12 m. Die 10 m über dem Meeresspiegel gelegenen Reaktorblöcke 1 bis 4 wurden bis zu 5 m tief überschwemmt. Die Notstromgeneratoren im Untergeschoss der Turbinengebäude lagen nur wenige Meter über dem Meeresspiegel und waren unzureichend vor Überflutung geschützt. So zerstörte das Erdbeben die Verbindung der Reaktorblöcke zum Stromnetz, und der Tsunami legte die Notstromgeneratoren lahm. Trotz Schnellabschaltung der Blöcke 1–3 konnte die Nachwärme der Brennelemente mangels Kühlung nicht mehr abgeführt werden, und es kam zur Katastrophe.

1.3
Restrisiko

Nach der Unfallserie in Fukushima 1 nannte die deutsche Bundesregierung das unterschätze „Restrisiko“ der Kernenergie als Begründung für die Rücknahme der zuvor beschlossenen KKW-Laufzeitverlängerungen
 und den Beschluss zum vollständigen Ausstieg aus der Kernspaltungs-Energie. Vor der Bundestagswahl 2009 hatten Union und FDP keinen Zweifel an ihrer Absicht gelassen, den rot-grünen Atomkonsens aus dem Jahr 2002, der eine Befristung der Regellaufzeiten der KKW auf 32 Jahre seit Inbetriebnahme vorgesehen hatte, durch die Laufzeitverlängerungen zu ersetzen. Die Wähler hatten sie dann auch mit einer komfortablen Mehrheit im Bundestag ausgestattet. Eine vergleichbar große Mehrheit der deutschen Bevölkerung dürfte dann aber auch den abrupten Schwenk in der Kernenergiepolitik nach dem März 2011 mitvollzogen haben. Was immer diese Mehrheit dazu bewogen haben mag – von Fukushima 1 auf bisher unbekannte und weit unterschätzte Restrisiken deutscher KKW zu schließen, ist irrational. Beschreibt doch das Restrisiko Gefahren eines Systems trotz vorhandener Sicherheitssysteme. Es besteht aus einem abschätzbaren und einem unbekannten Anteil. Abschätzbar ist z. B. der gleichzeitige, zufällige Ausfall von Sicherungssystemen. Unbekannt ist z. B. die Wahrscheinlichkeit von Terroranschlägen. Doch für die Fukushima-Katastrophe war nicht die Realisierung eines Restrisikos verantwortlich, sondern eine falsche, nicht ausreichende Auslegung der Anlage gegen Erdbeben und Tsunamis, m.a.W.: die bewusste Inkaufnahme eines bekannten Risikos. In Deutschland hingegen wurde das im Rheintal nahe Koblenz errichtete und am 1. März 1986 in Betrieb genommene KKW Mühlheim-Kärlich wegen baurechtlicher Verfahrensfehler im Zusammenhang mit geologischen Risiken am 9. September 1988 vom Netz genommen; im Sommer 2004 begann der Rückbau.

1.4 Harrisburg und Tschernobyl: Risiken wasser- und graphit-moderierter Kernreaktoren

Das unmittelbare Risiko der Kernenergie liegt in der Möglichkeit eines Unfalls, bei dem sämtliche Kühlsysteme versagen und große Mengen radioaktiven Materials ausgeworfen werden. Für die Risikoanalyse spielt der Moderator eine zentrale Rolle. Die in einer Atomkernspaltung freiwerdenden schnellen Neutronen können nämlich keine weiteren Atomkerne spalten. Sie müssen erst durch den Moderator auf thermische Geschwindigkeiten verlangsamt werden, um die Kettenreaktion aufrechterhalten zu können. Die Siede- und Druckwasserreaktoren westlicher Bauart verwenden Wasser als Moderator. Die in der Sowjetunion entwickelten RBMK-Reaktoren verwenden Graphit. 

1.4.1 Wassermoderierte Kernreaktoren 

In wassermoderierten KKW dient das Wasser auch als Kühlmittel, aus dem der Dampf produziert wird, der die elektrizitätserzeugenden Dampfturbinen antreibt. Der Kühlwasserkreislauf wird von Pumpen aufrechterhalten und sorgt für die richtige Betriebstemperatur der Brennelemente im Reaktorkern. Falls durch einen Unfall der Kühlwasserkreislauf zum Erliegen kommt, heizen sich die Brennelemente auf, und Dampfblasen bilden sich in dem alsbald kochenden Wasser. Da die Wasserdichte in den Dampfblasen gering ist, wird die Neutronenmoderation empfindlich geschwächt. Man spricht von einem negativen Temperatur- oder Blasenkoeffizient. Anders gesagt: es werden nicht mehr genügend schnelle Neutronen durch Kollisionen mit Wassermolekülen auf thermische Geschwindigkeiten abgebremst, und die Kettenreaktion kommt zum Erliegen. Durch das Einfahren neutronenfressender Regelstäbe wird der Reaktor noch schneller abgeschaltet. Dennoch kann im schlimmsten Fall die Nachwärme, die die Brennelemente durch Beta-Zerfall noch stunden- oder tagelang nach dem Erlöschen der Atomkernspaltung entwickeln, bei mangelnder Kühlung zum Schmelzen der metallischen Brennelemente im Reaktorkern führen. Ein derartiger Unfall ereignete sich am 28. März 1979 im KKW Three Miles Island südöstlich von Harrisburg im US-Bundestaat Pennsylvania. Nach einem Ausfall der Kühlwasserpumpen funktionierte zwar die Schnellabschaltung des Druckwasserreaktors. Aber durch technische Mängel und Bedienungsfehler kam es zu einer teilweisen Schmelze des Reaktorkerns und Freisetzung von Radioaktivität. Die Anlage wurde schwer beschädigt. Dieser Unfall ließ die Opposition gegen die friedliche Nutzung der Kernenergie in den westlichen Industrienationen stark anwachsen. 

Der kurz nach dem Harrisburg-Unfall im Rahmen einer Studie des Öko-Instituts Freiburg geschriebene Klassiker „Energiewende: Wachstum und Wohlstand ohne Erdöl und Uran“ (Krause et al. 1980) schlug eine alternative Energieversorgung im Sinne des im Titel genannten Programms vor. Er sprach von den Bürgern, die „Deutschland nicht zu ‚Harrisburgland‘ werden lassen wollen“ (ebd., S. 23), und prägte die Bezeichnung „Dinosauriertechnologie“ für Kerntechnik (ebd., S. 47). Diese Bezeichnung wird von der Anti-Atom-Bewegung gerne als Ausdruck ihrer Verachtung verwendet.

1.4.2 Graphitmoderierte RBMK-Reaktoren

In RBMK-Reaktoren sind die stabförmigen Brennelemente in moderierendem Graphit eingebettet. Gekühlt werden sie mit Wasser. Im Gegensatz zu wassermoderierten Reaktoren ist hier der Temperaturkoeffizient (Blasenkoeffizient) positiv. Grund dafür ist die Tatsache, dass das Kühlwasser auch immer einen gewissen Teil der Neutronen absorbiert und dass dies beim Entwurf des Reaktors für den Normalbetrieb berücksichtigt werden muss. Versagt nun aus irgendeinem Grunde das Reaktor-Kühlsystem, so erhitzen sich Graphit und Wasser. Im kochenden Wasser bilden sich Dampfblasen. In diesem Falle wird wegen der geringen Wasserdichte in den Dampfblasen die Neutronenabsorption erheblich verringert, während die Moderation durch Graphit weitergeht. Das erhöht die Produktion thermischer Neutronen dramatisch. Wenn Regelstäbe nicht neutronenmindernd eingefahren werden, beschleunigen immer mehr thermische Neutronen die Kettenreaktion, und der Reaktor explodiert. Ein derartiger Unfall ereignete sich am 26. April 1986 im Reaktor 4 des KKW Tschernobyl in der Nähe von Kiew, als in einem schlecht organisierten Sicherheitsexperiment von einer unzureichend ausgebildeten Bedienungsmannschaft etliche Sicherheitsvorschriften bewusst missachtet und viele Bedienungsfehler begangen wurden. Das führte in Verbindung mit dem positiven Temperaturkoeffizienten zu 

„einer Leistungsexkursion der Kernspaltung-Kettenreaktion um etwa einen Faktor 500, dies innerhalb von weniger als einer Minute für die Dauer von etwa einer Minute. Die dadurch verursachte Explosion beendete die Leistungsexkursion, zerstörte den Reaktor-Druckbehälter, zerstörte das Reaktorgebäude (welches nicht als druckgeschütztes, geschlossenes Gebäude gebaut war), setzte den Graphit-Moderator in Brand, führte zu einer Freisetzung aller flüchtigen radioaktiven Stoffe und etwa 4 % des gesamten Inventars an Radioaktivität im Reaktor […]“ (Heinloth 1997, S. 257 f.).

1.4.3 Risiko eines GAU in deutschen Kernkraftwerken

Ein größter anzunehmender Unfall (GAU) setzt einen großen Teil des radioaktiven Inventars eines KKW frei. Einen Unfallverlauf wie in Tschernobyl kann es in den deutschen wassermoderierten Reaktoren wegen ihres negativen Temperaturkoeffizienten nicht geben. Ein Unfallverlauf wie in Fukushima 1 ist so unwahrscheinlich wie die Zerstörung der Notstromgeneratoren deutscher KKW durch einen Tsunami. Dennoch kann wegen der Nachwärmeproduktion nach dem Erlöschen der Kettenreaktion ein GAU auch in den bestehenden deutschen Kernkraftwerken nicht 100-prozentig ausgeschlossen werden. Das Restrisiko wird auf „1 GAU pro eine Million Reaktor-Betriebsjahre“ geschätzt; in Deutschland würde es also beim Betrieb der 20 Reaktoren, die Mitte der 1990er Jahre Strom produzierten, rein rechnerisch einmal innerhalb von 50.000 Jahren zu einem GAU kommen (ebd., S. 227). Das erste Problem einer ethischen Bewertung der Kernenergie (ohne Hochtemperaturreaktoren) ist demnach: Kann eine Energietechnologie verantwortet werden, bei der mit sehr geringer Wahrscheinlichkeit ein Unfall mit sehr großen Folgeschäden auftreten kann? Die radioaktiven Emissionen, die Gesundheitsschäden, die Todesfälle und die Landverseuchung als Folge des Tschernobyl-Unfalls sind ein Beispiel für solche Folgeschäden (ebd., S. 255–260), die auch bei dem sehr geringen Restrisiko deutscher KKW nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden können. Ein Abwägen gegenüber den bekannten Gesundheits- und Umweltrisiken der uns seit 200 Jahren vertrauten Nutzung fossiler Energien hilft vielleicht bei der Gewissensentscheidung. 

1.5 Entsorgung

Die Möglichkeit des Missbrauchs technischen Wissens aus der friedlichen Nutzung der Kernenergie zum Bau von Kernwaffen gibt Anlass zur Sorge. Der „Vater der pakistanischen Atombombe“ soll sein Wissen in einem deutschen Kernforschungszentrum erworben haben. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion haben auch deren Kernphysiker ihr Wissen an andere Staaten weitergegeben. Die Proliferationsgefahr stellt eine ernstzunehmende Herausforderung der Personalpolitik in jedem Lande dar, das Kernenergie nutzt. Doch sie war kein Grund für die deutsche Energiewende und wird hier nicht weiter behandelt.

Schwer hingegen wiegt das Problem der dauerhaften, sicheren Lagerung langlebiger radioaktiver Abfälle aus Kernreaktoren. Es wird durch die Energiewende nicht gelöst, sondern allenfalls quantitativ gemildert. Denn sichere Endlager werden auf jeden Fall für die Abfälle der  bisherigen Kernenergienutzung  benötigt. Bis zum 31. Dezember 2010 sind 13.471 Tonnen bestrahlter Brennelemente angefallen.
 Das Gesamtvolumen an endzulagernden, wärmeentwickelnden, radioaktiven Abfällen aus Kernenergienutzung wird in der Prognose des Bundesamts für Strahlenschutz nach Inkrafttreten des geänderten Atomgesetzes vom 6. August 2011 auf 29.030 Kubikmeter geschätzt.
 Falls Salzstöcke wie Gorleben nach sorgfältiger Erkundung als Endlager verworfen werden müssen, ist die Endlagerung langlebiger radioaktiver Abfälle in Felsgestein eine Option, die dem nahe kommt, was die Natur tat, als sie Natururan im Granitgestein des Schwarzwalds oder im 2 km langen, 50 bis 100 m breiten und 1 bis 20 m mächtigen Erzkörper unterhalb des Cigar Lake in Sasketchewan, Kanada, ansammelte. Man müsste den radioaktiven Abfall in geeigneten Behältern einschließen, diese in tief in den Fels gebohrten Löchern versenken, und alle verbleibenden Hohlräume mit wasserundurchlässigem Material verfüllen. Kein Kernenergie nutzendes Land hat diese Option bisher verfolgt. Ein Grund dürften die Kosten sein, die auf 2 bis 3 Eurocent pro Kilowattstunde (kWh) Elektrizität aus KKW geschätzt werden (Heinloth 2009). Zur Zeit sind die deutschen KKW-Betreiber gesetzlich nur zu Rücklagen in Höhe von 0,5 Eurocent pro kWh für die Entsorgung des radioaktiven Mülls und den Abbau abgeschalteter KKW verpflichtet.

Beim ethischen Abwägen zwischen Energieoptionen muss neben der bisher nicht gelösten Frage der Endlagerung von Atommüll das ebenso wenig bewältigte Problem der Endlagerung des bei der Verbrennung von Kohle, Öl und Gas entstehenden, klimaschädlichen Kohlendioxyds bedacht werden. Hierzu ist ein Vergleich von Größenordnungen hilfreich: Ein deutscher 1.300-MW-Siedewasserreaktor produziert während 7.000 Stunden jährlicher Betriebszeit rund 56 Tonnen radioaktiven Abfalls, während ein Kohlekraftwerk gleicher Elektrizitätsproduktion pro Jahr etwa acht Millionen Tonnen Kohlendioxyd (CO2) emittiert, also massenmäßig mehr als das Hunderttausendfache des KKW-Abfalls (Kümmel 2011, S. 152). Die Deponierung des CO2 in der Atmosphäre hat die Menschheit solange unbekümmert betrieben, bis erst wenige und dann immer mehr Wissenschaftler auf seine Klimaschädlichkeit hingewiesen hatten. Auch wenn nunmehr CO2-Rückhaltung und -Entsorgung (englisch: Carbon Capture and Storage, CCS) in aller Munde ist,
 findet auch für CO2 noch keine klimaverträgliche Endlagerung statt.
 Und gegen die Pläne, CO2 in tiefe Erdschichten zu verpressen, gibt es in den geologisch dafür infrage kommenden Regionen heftigen Widerstand der Bevölkerung. 

Endlagerungsstätten gibt es derzeit weder für abgebrannte Brennelemente noch für das Kohlendioxyd aus der Verbrennung von Kohle, Öl und Gas. Letztere deckten im Jahre 2010 mehr als 78 % des deutschen Primärenergiebedarfs. Die Lasten der Atommüll-Entsorgung muss Deutschland tragen. Die Lasten unserer Treibhausgasemissionen bürden wir der ganzen Welt auf; darunter leiden werden am meisten die vom Klimawandel besonders betroffenen Entwicklungsländer. Wer die Risiken der zivilen Nutzung der Kernenergie für inakzeptabel hält,
 muss die Potentiale sowie die Umwelt-, Kosten- und sozialen Risiken der alternativen Energietechniken und -quellen illusionslos zur Kenntnis nehmen. Darum geht es im Weiteren.

2
Energieeffizienz 

„Energiesparen ist die beste Energiequelle“. Mit dieser Losung werben Regierung, Umweltschützer und Wirtschaft in seltener Einmütigkeit für Verbesserungen der Energieeffizienz – und das zu Recht. Denn mit verringertem Energieeinsatz für Produktion und Konsum sinken die Emissionen. Außerdem erinnerten schon die ersten beiden Ölpreisexplosionen 1973–1975 und 1979–1981 Produzenten und Konsumenten daran, dass Energie kein praktisch freies Gut ist, das man unbekümmert verschwenden kann. Begünstigt worden war Verschwendung seit Anfang der 1950er Jahre durch das Sinken des Weltmarktpreises für ein Barrel (159 Liter) Rohöl dank der Erschließung der riesigen Ölfelder im Nahen Osten und Amerika. In inflationsbereinigten US-Dollars des Jahres 2009 lag der Ölpreis Ende der 1960er Jahre beim historischen Tief von 10 Dollar. Doch dann sprang er von 15 Dollar in 1973 auf 50 Dollar in 1975, verharrte auf diesem Niveau etwa vier Jahre lang, um dann bis 1981 auf knapp 100 Dollar, das Allzeithoch des 20. Jahrhunderts, zu schießen. Das löste die ersten eindringlichen Appelle zum Energiesparen seitens der Regierung aus. Doch danach stürzte der Ölpreis bis 1985 auf 30 Dollar ab. Unter kleineren Schwankungen sank er weiter und lag Mitte der 1990er Jahre wieder nahe beim Niveau von 1973. Danach begann ein Neuanstieg, der 2009 aufs Neue fast 100 Dollar erreichte. Seitdem oszilliert der Ölpreis je nach Weltkonjunktur um diese Marke.

Die erste und die zweite Ölpreisexplosion gingen auf politisch bedingte Ölverknappungen im Gefolge des Jom-Kippur-Kriegs und des Irak-Iran-Kriegs zurück. Sie hatten schwere Einbrüche der Konjunktur in allen westlichen Industrienationen zur Folge.
 Der ab 2005 besonders starke Anstieg des Ölpreises mag auch für die sich seit 2007 entwickelnde Wirtschaftskrise verantwortlich und ein Vorbote von „Peak Oil“ sein (Murray und King 2012). Gemäß der „Peak Oil (and Gas)“-Theorie (vergl. Strahan 2007) werden die Fördermengen von konventionellem Öl und Erdgas zwischen den Jahren 2010 und 2020 ihr Maximum erreichen und dann unvermeidlich abnehmen.
 

Die Energiewende verschärft das Problem der Energieressourcen, indem sie von der Energieversorgung die Kernenergie ausschließt, deren Einführung in den 1970er Jahren die Nachfrage nach Öl dämpfte und zum Rückgang des Ölpreises nach 1981 beitrug. Zudem ist Kernenergie mit deutlich geringeren CO2-Emissionen verbunden als viele der für die Energiewende favorisierten Energiequellen. Darauf wird später noch ausführlicher eingegangen. Auch finanziell birgt der Kernenergieausstieg Risiken für den Staat. Ungeachtet dessen bleiben „Klimaschutz“ und „Abbau der Staatsverschuldung“ weiterhin Ziele der Bundesregierung, auf die sie auch andere Länder einzuschwören versucht. So war in einem von der Bundesregierung 2010 in Auftrag gegebenen Gutachten bis 2050 eine Reduktion der Treibhausgasemissionen um 85 % gegenüber 1990 vom Auftraggeber als Ziel vorgegeben worden
. Vier von fünf dieser Szenarien gingen damals noch von Laufzeitverlängerungen der KKW um 4 bis 28 Jahre aus (EWI et al. 2010, S. 4). Hinzu kommt, dass die 2009 ins Grundgesetz eingeführte Schuldenbremse den Bund zwingt, ab 2016 seine Nettokreditaufnahme auf weniger als 0,35 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) zu begrenzen; für die Bundesländer gilt dieser Zwang ab 2020. Diese Begrenzung ist bitter nötig, denn zwischen 2009 und 2011 stieg die Gesamtschuldenlast der Öffentlichen Hand von 1.854 Milliarden Euro oder 77 % des BIP (Kümmel 2011, S. 239) auf über 2.000 Milliarden Euro oder 82 % des BIP.

Vor diesem Hintergrund wird die Steigerung der Energieeffizienz zu einer der tragenden Säulen der Energiewende. Doch wird unter „Effizienzsteigerung“ durchaus Unterschiedliches verstanden. Optimisten meinen damit die Erhöhung des Bruttoinlandsprodukts pro eingesetzte Energiemenge. Realisten hingegen meinen mit Blick auf die globalen Ressourcen- und Umweltbeanspruchungen, dass es auf Verbesserungen der technischen Wirkungsgrade für die Umwandlung von Primärenergie in Energiedienstleistungen ankommt.

2.1
Bruttoinlandsprodukt pro eingesetzte Energiemenge 

Strukturwandel hat in Deutschland, wie in allen industriell hochentwickelten Ländern, sowohl die Beschäftigung als auch die Wertschöpfung von der Landwirtschaft und der Industrie weg und zu den Dienstleistungen hin verlagert. So waren in der Bundesrepublik Deutschland von allen zivilen Beschäftigten im Jahre 1970 noch 8,6 % in der Landwirtschaft, 49,3 % in der Industrie und 42 % im Dienstleistungssektor tätig, und die Anteile dieser drei Sektoren am BIP betrugen 3,4, 51,7 und 44,9 %. Hingegen arbeiteten im Jahr 2009 in Landwirtschaft und Industrie nur noch 2,4 bzw. 29,7 % der Beschäftigten, während in den Dienstleistungen ihr Anteil auf 67,8 % zugenommen hatte; gleichzeitig waren die Anteile von Landwirtschaft und Industrie am BIP auf 0,9 und 27,1 % gesunken und im Dienstleistungssektor auf 72 % gestiegen (Kümmel 2011, S. 193). Keineswegs bedeutet das jedoch, dass die von Landwirtschaft und Industrie produzierten Gütermengen abgenommen hätten. Vielmehr wurde auf diesen beiden Produktionsebenen die teure menschliche Arbeitskraft im Zuge der Mechanisierung der Landwirtschaft und der Automatisierung der Industrieproduktion durch billigere Kombinationen von Maschinen und Energie ersetzt. Dadurch verbilligten sich ihre Produkte, so dass ihr Beitrag zum BIP sank. Den großen Zuwachs an materiellem Wohlstand zwischen 1960 und 2008 in (West-)Deutschland zeigt die Zunahme der Kaufkraft der Arbeitsminute. Letztere ist die mittlere Arbeitszeit eines Industriearbeiters, mit deren Entlohnung er gewisse Gütermengen kaufen kann. Sie sank etwa um die Faktoren 2 für Brot, 8 für Butter, 6 für Zucker, 3 für Milch, 4 für Rindfleisch, 5 für Bier, 2,5 für Benzin, 3 für elektrische Energie, 7 für Kühlschränke und 6 für Waschmaschinen (ebd., S. 193). So verdanken wir unseren Wohlstand und die Befreiung von anstrengenden und gefährlichen Tätigkeiten dem wachsenden Einsatz unserer Energiesklaven. Der damit verbundene Verlust von Routinearbeitsplätzen zwingt allerdings unter den derzeitigen Rahmenbedingungen des Marktes zu Wirtschaftswachstum. Das soll neue, anspruchsvollere Arbeitsplätze in neuen Geschäftsfeldern schaffen und erfordert massive Investitionen im Bildungsbereich, die in Deutschland vom Staat erwartet werden.

Trotz ihres sinkenden Anteils am BIP sind Landwirtschaft und Industrie für die Produktion von Nahrung und hochwertigen Gütern unverzichtbar. Sie benötigen Materialien, die von der energieintensiven, umweltbelastenden Grundstoffindustrie erzeugt werden. Ein Großteil dieser Industrie ist in den letzten 40 Jahren von Deutschland in Entwicklungs- und Schwellenländer verlagert worden. Dabei macht man sich zugleich die dortigen niedrigeren Arbeitskosten und schwächeren Umweltauflagen zunutze.
 ArcelorMittal, der größte Stahlkonzern der Welt des indischen Multimillionärs Lakshami Mittal, hat zwar formal seinen Sitz in Luxemburg, doch seine Produktionsstätten sind über die ganze Welt verteilt. In Deutschland spielt die Stahlproduktion heutzutage eine viel geringere Rolle als zur Gründungszeit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 1951/52. Damals war das Ruhrgebiet das Kraftzentrum der deutschen Wirtschaft. Jetzt verarmt es. Der Großteil der energieintensiven Aluminiumindustrie ist aus Deutschland ausgewandert. Aluminium produzieren für uns jetzt internationale Aluminiumkonzerne mit billiger Elektrizität aus ausländischen Energiequellen. Für diese wird auch unter Beteiligung deutscher Firmen das drittgrößte Wasserkraftwerk der Welt, „Belo Monte“, im brasilianischen Amazonasgebiet gebaut. Der Xingu, ein Nebenfluss des Amazonas, muss dazu aufgestaut werden. Er wird einmal 600 km² Urwald überfluten und 30.000 Menschen vertreiben. Gegen dieses Projekt der Aluminiumproduktion für den Weltmarkt kämpft seit Jahrzehnten der aus Österreich stammende Bischof von Xingu, Erwin Kreutler. Das hat ihm Morddrohungen und den Alternativen Nobelpreis 2010 eingetragen.

Die Verbilligung der Agrar- und Industrieprodukte und die Verlagerung der monetären Wertschöpfung in den Dienstleistungssektor haben in Verbindung mit dem Import energieintensiver Produkte aus Entwicklungs- und Schwellenländern

dazu geführt, dass das „Bruttoinlandsprodukt pro eingesetzte Energiemenge“ steigt und man von einer Entkopplung von Energie und Wirtschaftswachstum spricht.

So fiel in den Jahren zwischen 1990 und 2011 in der Bundesrepublik Deutschland der Primärenergieverbrauch selbst nur wenig – von rund 14.800 auf ca. 13.300 Petajoule (PJ). Doch der „Primärenergieverbrauch je Tausend Euro BIP“ sank um 33 %. Damit stieg dessen „Energieeffizienz“ genannter Kehrwert um 49 % (BMWi 2012). Manche Autoren extrapolieren derartige Trends über längere Zeiträume in die Zukunft und sprechen dann von möglichen Erhöhungen der „Energieeffizienz“ um Faktoren 4 bis 10. Doch „Energieeffizienzsteigerungen“ durch internationale Arbeitsteilung in dem Sinne, dass die deutsche Wirtschaft im Wesentlichen nur noch komplexe industrielle Endprodukte, Logistik- und Finanzdienstleistungen sowie Blaupausen für Textilien, Sportschuhe, Spielwaren, integrierte Schaltungen und Infrastrukturprojekte produziert, während die Entwicklungs- und Schwellenländer mit niedrigen Sozial- und Umweltstandards uns die energieintensiven Grundstoffe und Vorprodukte liefern, bedeutet keineswegs eine Schonung der globalen Energie-, Material-, und Umweltressourcen. Wir verschleiern lediglich unseren ökologischen Fußabdruck. Auf diese Weise zeigen wir der Welt nicht, wie ein hoch industrialisiertes Land in der Lage ist, seine Wirtschaft auf eine Energieform umzustellen, die sich mit der Bewahrung der Natur vereinbaren lässt.

2.2
Wirkungsgradverbesserungen

Die Erhöhung der technischen Wirkungsgrade für die Umwandlung von Primärenergie in Energiedienstleistungen ist diejenige Energieeffizienzsteigerung, welche dem Umweltschutz und der Ressourcenschonung wahrhaftig dient. 

Dieser Erhöhung sind jedoch unüberwindbare physikalische Grenzen gesetzt. 

So kann als Folge des zweiten Hauptsatzes der Thermodynamik der Wirkungsgrad einer Wärmekraftmaschine für die Umwandlung einer Wärmemenge in physikalische Arbeit niemals den sog. „Carnot-Wirkungsgrad“ übersteigen. Dieser ist definiert  als Differenz der beiden Temperaturen, zwischen denen die Maschine arbeitet, dividiert durch die obere dieser (absoluten) Temperaturen. Dabei sind die absoluten Temperaturen die Celsius-Temperaturen plus 273 Grad. Beträgt beispielsweise die Umgebungstemperatur 17 Grad Celsius und die Temperatur des Heißdampfs einer Dampfturbine 527 Grad Celsius, so ist der Carnot-Wirkungsgrad knapp 64 %. 

Die modernen Wärmekraftmaschinen sind Dampfturbinen, Dieselmotoren, Ottomotoren und Gasturbinen.
 Sie bilden die technische Grundlage der Wohlstandsproduktion in allen Industrieländern bis zum heutigen Tage. Sie wandeln die von der Sonne während 300 Millionen Jahren angelegten Speicher fossiler Energien und nukleare Energiespeicher in Arbeit um. Sklaverei und Leibeigenschaft wurden dank ihrer entbehrlich. Die Dampfturbine hat die höchste Leistungsfähigkeit und wird besonders in Kraftwerken eingesetzt. Begrenzt wird ihr Wirkungsgrad durch die Korrosion des Stahls der Turbinenschaufeln bei Heißdampftemperaturen im Bereich zwischen 540 und 600 Grad Celsius. Dampfturbinen haben derzeit Wirkungsgrade von maximal 45 %, Gasturbinen sowie Kombinationen von Gas- und Dampfturbinen nutzen die Exergie der Energieträger noch besser aus, die Wirkungsgrade von Dieselmotoren betragen 20 bis 25 %, während die von Ottomotoren etwas schlechter sind. Vom idealen Carnot-Wirkungsgrad sind alle unsere Wärmekraftmaschinen noch weit entfernt. Die Kraftwerks- und die Automobilindustrie
 investieren große Summen in die Verbesserung der Wirkungsgrade. 

Die naturgesetzlich und technisch bedingten Grenzen für Wirkungsgradverbesserungen bei Wärmekraftmaschinen ist nur eine, wenn auch wichtige Ursache für die erheblichen Umwandlungsverluste der Primärenergien Kohle, Öl, Gas, Uran, Biomasse und Geothermie in Endenergien wie Koks, Briketts, Heizöl, Heizgas, Treibstoffe und Elektrizität. Verluste entstehen auch bei der Umwandlung von Endenergien in Energiedienstleistungen. Konkret betrugen laut „Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 07/2011“ im Jahre 2010 die deutschen Verluste bei der Umwandlung von Primär- in Endenergie (einschließlich des Eigenverbrauchs im Energiesektor) etwa 4.000 Petajoule (PJ). Das sind etwa 30 % des um den nichtenergetischen Verbrauch von knapp 1.000 PJ verminderten Primärenergiebedarfs in Höhe von rund 14.000 PJ. Von den rund 9.000 PJ Endenergie wurden in den Sektoren Industrie, Verkehr und Haushalte etwa je 2.550 PJ und im Sektor Gewerbe, Handel, Dienstleistungen knapp 1.400 PJ eingesetzt. Die wesentlichen Anteile des Endenergieverbrauchs entfallen auf mechanische Energie (37 %), Raumwärme (31 %), Prozesswärme (21 %), Warmwasser (4 %), Beleuchtung (3 %), Prozesskälte (2 %) sowie Information und Telekommunikation (2 %) (BMWi 2012). Zu den aus Endenergie gewonnenen Energiedienstleistungen gehören das Erhitzen von Materialien, das Verformen und Zerschneiden von Werkstoffen, Transportleistungen als Personen- und Tonnenkilometer im Verkehr, Waschen, Kochen, Kühlen und Staubsaugen im Haushalt, Rechenleistungen in Gewerbe, Handel und Dienstleistungen sowie das Wärmen und Beleuchten von Räumen. Die Verluste bei der Umwandlung von Endenergie in Energiedienstleistungen (Nutzenergie) betrugen im Jahre 2007 etwa 49 % der Endenergie von 8.590 PJ (Tzscheutschler et al. 2009). Aufschlussreich ist ein Vergleich mit dem Jahr 1990. Damals beliefen sich in den alten Bundesländern die Umwandlungsverluste von Primär- in Endenergie auf ca. 26 % und die von Endenergie in Energiedienstleistungen auf 53 % (Heinloth 1993, S. 74). Eine wesentliche Verringerung der Umwandlungsverluste von Primärenergie in Energiedienstleistungen ist in den vergangenen 20 Jahren nicht festzustellen. Insgesamt kam und kommt nur etwa ein Drittel der Primärenergie bei den Energiedienstleistungen an. Dass sich Deutschland zu einem besseren Vorbild bei der Primärenergieeinsparung entwickelt habe, ist nicht zu beobachten.

Selbstverständlich könnte noch mehr Primärenergie bei unveränderten Energiedienstleistungen eingespart werden. Das wird aber nicht getan, weil bei den gegenwärtigen niedrigen Energiepreisen
 die Investitionskosten für wichtige Energiespartechnologien wie Wärmetauscher-Netzwerke zur Fernwärmeversorgung, Kraft-Wärme-Kopplung zur gemeinsamen Erzeugung von Strom und Wärme, Wärmepumpen zur Nutzung von Ab- und Umgebungswärme und Wärmedämmung von Gebäuden meist nicht durch die eingesparten Brennstoffkosten amortisiert werden. Thermoökonomische Energie-, Emissions- und Kostenoptimierungen (Groscurth 1991) ergeben unter optimistischsten Annahmen bei vorgegebenen Energiebedarfsprofilen von Industrie und Haushalten der alten Bundesländer Einsparpotentiale von gut 40 %, die mit Kostensteigerungen um ca. 50 % erkauft werden (ebd., S. 127). Errichtete man die Energieversorgung einer süddeutschen Stadt mit den Wetterdaten und dem fluktuierenden Elektrizitäts- und Wärmebedarf von Würzburg auf der grünen Wiese und setzte dafür dynamisch optimierte Technikkombinationen ein, so erhält man im Vergleich zum realen Würzburg Einsparpotentiale von rund 30 %. 50-Prozent-Einsparungen sind erreichbar, wenn zusätzlich der Hauswärmebedarf durch Wärmedämmung halbiert wird. Die Kostensteigerung beträgt dann weniger als 20 %. Doch weitere Einsparungen, die die 50-Prozent-Schwelle nur geringfügig überschreiten, treiben die Kosten dann steil in die Höhe – auf über 150 bis 200 % (Bruckner et al. 1997). Der Grund dafür ist, dass beim Einsatz aller in Frage kommenden Einspartechniken die vollen Investitionskosten für diese Techniken zu Buche schlagen, während viele der Techniken nur selten bei der Bedarfsdeckung und Energieeinsparung tatsächlich zum Zuge kommen. Wegen dieser Konkurrenz zwischen den Einspartechniken darf man die individuellen Einsparpotentiale der einzelnen Techniken keineswegs addieren. Das bestätigen auch weitere Studien (Lindenberger et al. 2004).

Die Bundesregierung peilt das Ziel an, den Primärenergiebedarf bis 2050 zu halbieren (EWI et al., S. 6). Das dürfte das Äußerste sein, was bei unveränderter Nachfrage nach Energiedienstleistungen möglich ist. Da der energetische Umbau Deutschlands nicht auf der grünen Wiese sondern im Bestand erfolgt, werden die Kosten deutlich über denen der Optimierungsrechnungen liegen. Sollte die Bevölkerung – insbesondere ihr wohlhabendes Drittel – bereit sein, diese Kosten selbst zu tragen oder die Nachfrage nach Energiedienstleistungen zu reduzieren, wäre das vorbildlich. Falls nicht, lassen sich die ehrgeizigen Ziele zur Reduktion von Energieverbrauch und Emissionen nur mittels Subventionen aus der Staatskasse für Investitionen in Energieeinspartechnologien erreichen. Die gegenwärtige Praxis, durch „positive Anreize“, sprich Geld vom Staat, die „Versöhnung von Ökonomie und Ökologie“ voranzutreiben, macht eine Verringerung der Staatsschulden gemäß der Schuldenbremse im Grundgesetz immer unwahrscheinlicher. So wird Deutschland nicht zum Vorbild.

3
Erneuerbare Energien

Die Kanzlerin stellt fest: 

„Auf dem Weg ins Zeitalter der erneuerbaren Energien sind wir aber während der Übergangsphase weiterhin auf hocheffiziente Kohle- und Gaskraftwerke angewiesen. Im Sinne einer verlässlichen Energieversorgung kommt es daher auch auf eine möglichst rasche Fertigstellung der im Bau befindlichen fossilen Kraftwerke bis 2013 an. Darüber hinaus müssen in den nächsten zehn Jahren

Kraftwerkskapazitäten mit einer gesicherten Leistung von zehn Gigawatt zugebaut werden“ (Merkel 2012, S. 10).

3.1
Energiequellen heute

Im Jahr 2010 hatten die fossilen, nuklearen und erneuerbaren Energien die folgenden Anteile an der Deckung des deutschen Primärenergiebedarfs in Höhe von 14.044 PJ (BMWi 2012): Mineralöl 33,3 %, Erdgas 21,9 %, Steinkohle 12,2 %, Braunkohle 10,8 %, Kernenergie 10,9 %, erneuerbare Energien 9,4 %, Andere 1,5 %. Von den 9,4 % der erneuerbaren Energien entfallen mehr als zwei Drittel, nämlich 6,6 %, auf feste, gasförmige und flüssige Biomasse; der Rest geht mit 0,8 % an Abfälle und Deponiegas, 0,9 % an Windkraft, 0,5 % an Wasserkraft, 0,3 % an Photovoltaik, 0,1 % an Solarthermie und 0,1 % an Wärmepumpen. Seit 1990 schwankt der deutsche Primärenergieverbrauch je nach Konjunkturverlauf und Witterung um die 14.000 PJ-Marke; dabei hat Braunkohle etwas stärker abgenommen als Steinkohle, der Gaseinsatz hat sich ausgeweitet, und die erneuerbaren Energien sind von einem nahezu vernachlässigbaren Beitrag auf ihren jetzigen knapp 10 %-Anteil gestiegen. Der deutsche Bedarf an elektrischer Energie (Bruttostromerzeugung) belief sich in 2010 auf 628,1 TWh. Das sind 2.261 PJ oder 16 % des Primärenergiebedarfs. Erzeugt wurde die elektrische Energie zu 23,2 % aus Braunkohle, 18,6 % aus Steinkohle, 13,8 % aus Erdgas, 1,3 % aus Mineralöl, 22,4 % aus Kernenergie und 16,6 % aus Erneuerbaren Energien (Wind 6 %, Biomasse 4,6 %, Photovoltaik 1,9 %, Müll 0,8 %, Wasser 3,3 %); der Rest (4 %) ist „Sonstige“. 

3.2
Photovoltaik, Wind, Gas und Speicher

Solarfarmen, die 19 % der Sahara, also 1,6 Millionen km², bedecken, könnten 10 Milliarden Menschen mit einer (primärenergetischen) Leistung von 4 kW pro Kopf  versorgen.
 Auf jeden Deutschen entfallen derzeit rund 5,5 kW. Der Primärenergieträger wäre Wasserstoff, der durch die Hydrolyse von Wasser mittels Strom aus Solarzellengewonnen würde (Erbrich 1975; vgl. Kümmel 2011, S. 66). Die Creme der deutschen Wirtschaft hat 2009 die DESERTEC Industrie Initiative „DII GmbH“ gegründet. Ziel der zugehörigen Stiftung ist es, mittels solarthermischer Kraftwerke in den sonnenscheinreichen Gebieten rund um das Mittelmeer einen wesentlichen Teil des Energiebedarfs der Anrainerstaaten und 15 % des europäischen Strombedarfs bis 2050 zu decken.
 Man rechnet mit Kosten von 400 Milliarden Euros. Diese Zahlen und Visionen zeigen, was im Prinzip physikalisch möglich ist und in einer kooperativen Welt technisch realisiert werden könnte.

Grobabschätzungen des spezifischen Flächenbedarfs erneuerbarer Energien in unseren Breiten können sich daran orientieren, dass man zur Befriedigung des deutschen Primärenergiebedarfs aus Solarzellen rein rechnerisch rund 40.000 km², das sind etwas mehr als 11 % der Fläche Deutschlands, mit Photovoltaik-Modulen (PV) bedecken müsste (Kümmel 2011, S. 70 und S. 276). Die Agrarfläche Deutschlands beträgt rund 170.000 km². Doch Flächen sind nur eines der Probleme. Weitere kommen mit dem beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland hinzu.

Dank der durch das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) garantierten vorrangigen Einspeisung von Sonnen- und Windstrom ins Netz bei immer noch lukrativer Vergütung zeigt die installierte Kapazität der deutschen PV-Anlagen folgendes Wachstum: von 2.500 Megawatt (MW) im Jahr 2006 über 9.800 MW Ende 2009 auf ca. 32.000 MW in 2012. Die installierte Windkraft-Kapazität wuchs von 20.622 MW in 2006 über 25.800 MW in 2009 auf geschätzte 31.000 MW in 2012.
 Doch wegen der wetterbedingten Fluktuationen von Sonnenschein und Wind sind Kapazitäten kein Maß für den Beitrag zur Stromversorgung. Das zeigt der Vergleich von Kapazitäten mit den tatsächlichen, oben ausgewiesenen Stromproduktionen. Zum Beispiel betrug 2010 die installierte Kapazität der deutschen KKW 21.500 MW (BMWi 2012). Mit etwas mehr als dem Doppelten der PV-Kapazität produzierten die KKW in 2010 zwölfmal so viel Strom wie die PV-Anlagen, und mit 83 % der Windkraft-Kapazität erzeugten sie knapp viermal so viel Strom wie die Windräder. Außerdem müssen für die Fälle von zu wenig Sonne und zu schwachem oder zu starkem Wind thermische Kraftwerke vorgehalten werden, die die Stromproduktion übernehmen. Doch in dieser Lückenbüßerfunktion sind die vorgehaltenen Kraftwerke so wenig ausgelastet, dass sie ihre Investitions- und Betriebskosten nicht durch Stromverkäufe decken können. So fahren die für die Pufferung der Sonnen- und Windfluktuationen wichtigen Gaskraftwerke immer größere Verluste ein und schrecken Investoren von Neubauten ab.
 Sollten diese Verluste die Stilllegung von Gaskraftwerken erzwingen, müssten die Stromnetzbetreiber zur Aufrechterhaltung der Netzstabilität noch häufiger als im ersten Jahr nach der Abschaltung der acht KKW in die Fahrweise der Erzeugungsanlagen eingreifen. Auch diskutiert man die Option des Strombezugs aus Österreich. Allerdings enthält der österreichische Strommix rund 14 % importierten Atomstrom, der im Rahmen des „Renewable Energy Certificate System“ dank einer Lücke im EU-Gesetz „grüngewaschen“ und als „Wasserkraft“ bezeichnet werden kann.

Bei weiterem Ausbau der Stromversorgung durch Sonnenschein und Wind sind Entwicklung und Bau großer Energiespeicher unabdingbar. Doch das kostet viel Geld, das hauptsächlich der schuldengeplagte Staat zur Verfügung stellen muss. Zwar sind Pumpspeicherkraftwerke bestens entwickelt. Doch gegen ihren Bau, z. B. an der Donau, regt sich heftiger Widerstand der Bevölkerung. Ebenso protestieren Bürgerinitiativen gegen die großen Stromtrassen, die den Strom aus Windrädern in der Nord- und Ostsee besonders in den Süden schaffen sollen, dessen KKW dem Abwracken entgegensehen. Dabei herrschen Windgeschwindigkeiten ähnlich denen an der See durchaus auch über Oberbayern und der Schwäbischen Alb. Doch Vorschläge, dort Windparks zu errichten, werden selbst von Kernenergiegegnern entrüstet abgelehnt: „Wir lassen uns unsere schöne Landschaft doch nicht von Windrädern verschandeln.“ Wenn die Sonne scheint und der Wind gut weht, stehen Windräder teilweise still, weil das Netz das Überangebot an Strom nicht fasst. Quellnahe Umwandlung des Stroms in Wasserstoff und dessen Methanisierung mit CO2 könnte das bestehende Gasnetz als Speicher benutzen. Aber auch hierfür ist noch viel kostspielige Forschungs- und Entwicklungsarbeit zu leisten.

Die monetären Kosten der Energiewende liegen weit über dem, was im Jahr 2011 der damalige Bundesumweltminister den Bürgern verheißen hatte, nämlich zusätzlich nur 0,5 Cent pro kWh Elektrizität. Mehr Wettbewerb auf dem Energiemarkt würde merkliche Kostensteigerungen verhindern. Aber schon allein die Kosten der Einspeisevergütung nach dem EEG und ihre Verteilung auf Industrie und Haushalte sorgen für wachsenden Ärger. Die Zeitungen sind voll davon. Ich will das hier nicht weiter vertiefen. Jedenfalls haben wir Deutsche beim Einstieg in die Energiewende uns Kosten-Illusionen hingegeben, die Nachahmer der Energiewende, so es sie geben sollte, hoffentlich vermeiden werden.

Neben den monetären Kosten der Energiewende fallen auch Umwelt- und soziale Kosten an. An dieser Stelle seien nur zwei Beispiele genannt – eines die Umwelt und eines arme Länder betreffend. 1) Die gesamten Lebenszyklus-CO2-Emissionen pro kWh elektrische Energie, die für den Bau und Betrieb der Erzeugungsanlagen anfallen, liegen für Steinkohlekraftwerke zwischen 700 und 1.000 g und für Gaskraftwerke zwischen 430 und 700 g. Für Kernkraftwerke (ohne Entsorgung) werden sie auf 6 bis 32 g geschätzt. Am günstigsten erscheinen Windparks mit 10 bis 20 g spezifischer CO2-Emissionen. Silizium-Solarzellen hingegen haben spezifische CO2-Emissionen von 90 bis 190 g (Kümmel 2011, S. 141). Ihre Umweltbelastung dürfte noch höher sein, wenn sie in China mit Strom aus einem Kraftwerkspark gefertigt werden, dessen durchschnittlicher Wirkungsgrad bei 30 % gegenüber dem europäischen Durchschnitt von 38 % liegt. Organische Solarzellen sollten besser abschneiden. Aber bis zu ihrer Marktreife muss noch viel Geld in Forschung und Entwicklung investiert werden. 2) Relativ emissionsarme Gaskraftwerke sollen im Zeichen der Energiewende in Deutschland vermehrt eingesetzt werden. Doch in Entwicklungsländern ist Gas aus Stahlflaschen der Brennstoff des armen Mannes. Das fällt z. B. bei Projektbesuchen in kolumbianischen Armenvierteln auf. Die steigende deutsche Nachfrage nach Gas wird für viele Menschen in Entwicklungs- und Schwellenländern ihre wichtigste und relativ saubere Energiequelle verteuern. 

Überhaupt beobachtet das Ausland die  überstürzt eingeleitete deutsche Energiewende mit Sorge. So gab mir  nach meinem Vortrag „Risks and Opportunities of  the German Energiewende“ am 26. Februar 2013 in der Sorbonne ein Mitarbeiter des beim französischen Premierminister angesiedelten „Centre d’analyse stratégique“ die Publikation „Is the German energy transition sustainable?“ des Centre  (www.strategie.gouv.fr). Darin heißt es u.a.: „Finally, Germany’s decision is not without consequences for its European neighbours. It is upsetting and weakening the supply and demand balance of the European energy system and putting some operators in difficult positions. The eyes of all energy world observers are therefore riveted on the changes taking place in Germany, because they will have significant consequences  for the entire European Union, and even beyond.“

Ähnlich bemerkt die OECD/IEA Studie „Energiepolitik der IEA-Länder, Deutschland, Prüfung 2013“ auf Seite eins der Zusammenfassung: „Angesichts des Ausmaßes der Ambitionen der Bundesrepublik, der Größe und der Energieintensität ihrer Wirtschaft sowie ihrer Lage im Zentrum des europäischen Energiesystems sind weitere Maßnahmen nötig, wenn bei der Energiewende die richtige Balance zwischen Nachhaltigkeit, Bezahlbarkeit und Wettbewerbsfähigkeit gewahrt werden soll. Zudem haben Entscheidungen über die Energiepolitik Deutschlands dieser Größenordnung Auswirkungen weit über die Landesgrenzen hinaus und müssen im Kontext eines umfassenden europäischen energiepolitischen Rahmens und in enger Fühlungnahme mit den Nachbarländern getroffen werden.“ (www.iea.org/media/executivesummaries/GermanyExecSumDEUTSCH.pdf)

Nach der 2011 erfolgten Abschaltung von acht KKW beläuft sich die deutsche KKW-Kapazität jetzt nur noch auf 12.100 MW. Gemäß dem Zitat der Bundeskanzlerin zu Beginn dieses Abschnitts soll die ausgefallene Kapazität von 9.400 MW durch „gesicherte Kraftwerksleistung“ mit einer Kapazität von 10 Gigawatt (= 10.000 MW) ersetzt werden. Sollte die „gesicherte Kraftwerksleistung“ von fossilen Kraftwerken erbracht werden, kann Deutschland angesichts der zusätzlichen CO2-Emissionen (bei Ausschluss der umstrittenen Endlagerung von CO2 in deutschen Böden mittels der CCS-Technologie) die beanspruchte Vorreiterrolle beim Klimaschutz nicht aufrechterhalten. Biomasse-Kraftwerke wären eine Alternative. Damit kommen wir zur problematischsten Form erneuerbarer Energien. 

3.3
Mit Biomasse in die Sackgasse?

„Es gibt ihn doch: Den Masterplan der Energiewende. Es handelt sich um den Schlussbericht eines Forschungsprojekts im Auftrag des Bundesumweltministeriums. Er kommt vom Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt in Kooperation mit anderen Instituten. […] Die Studie kommt zu folgenden Ergebnissen: Bei den erneuerbaren Energien wird auch künftig die Biomasse den weitaus überwiegenden Anteil stellen. Im Jahre 2030 hat sie noch einen Anteil von 46 % an den erneuerbaren Energien. […]“
. 

Und die „Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V.“ sieht unter Berufung auf das Energiekonzept der Bundesregierung die Möglichkeit, dass nach Halbierung des jährlichen deutschen Primärenergiebedarfs von derzeit rund 14.000 PJ auf 7.000 PJ im Jahr 2050 knapp 2.200 PJ aus Biomasse stammen.

Die geplante Steigerung des heute schon die erneuerbaren Energien dominierenden Anteils der Biomasse an der Energieversorgung ist ineffizient und ökologisch bedrohlich. Einen ersten Eindruck von Biomassen-Ineffizienz gibt die Energiebilanz der Biokraftstoffe, die das Öko-Institut Darmstadt ermittelt und die „Energiedepesche 3, 25. Jahrg., September 2011“ auf S. 29 veröffentlicht hat. Danach benötigen für die Herstellung einer kWh Kraftstoffäquivalent an fossiler Energie (fE) und pflanzlicher Energie (pE): Biomethan aus Mais fE = 0,4 kWh plus pE = 1,6 kWh, Ethanol aus Weizen fE = 0,5 kWh plus pE = 1 kWh, Biodiesel fE = 0,3 kWh plus pE = 1 kWh. Auch sonst gilt, dass von allen erneuerbaren Energien die Biomasse den geringsten energetischen Überschuss, englisch EROI
, hat. Dieser ist definiert als das Verhältnis der Energiemenge
, die ein Prozess liefert, zur Energiemenge, die direkt und indirekt in den Prozess eingespeist wird. Den Stand der EROI-Forschung dokumentieren Murphy und Hall (2010). Danach haben in den USA Biodiesel und Ethanol aus Weizen EROI-Werte zwischen 0,8 und 1,3, während Photovoltaik auf 6,8 und Windturbinen auf 18 kommen. Nach Kunz sind die mittleren EROI-Werte für Elektrizität aus Wind 18, aus Photovoltaik 8, aus Kernenergie 36, aus Gas 17 und aus Kohle 28.
 Noch leben wir dank unserer Nutzung der nichterneuerbaren Energien in Zeiten reicher energetischer Überschüsse. Sollte uns die Energiewende, wie geplant, in ein Biomasse-Zeitalter schieben, ist Energiekargheit angesagt.

Auch die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina (2012, S. 11 f.) weist darauf hin, dass „Photovoltaik, Solarthermie und Windturbinen […] eine meist zehnmal höhere Flächeneffizienz (W pro m²) als die pflanzliche Photosynthese“ haben und bekräftigt, dass „die Nutzung von Biomasse mit einem EROI von meist kleiner als 3 stark abfällt. Von den alternativen Energietechnologien trägt die aus Biomasse stammende Energie am wenigsten zur Reduktion der THG-Emissionen bei und hat finanziell den höchsten Preis je eingesparter Tonne CO2.“
 Hinsichtlich der „ökologischen Risiken, Klima- und Umweltkosten“, heißt es (ebd., S. 8), 

„scheint eine Ausweitung der Flächen für den Anbau von Energiepflanzen ökologisch fragwürdig. Sie dürfte im Widerspruch zu existierenden Vorschriften zum Schutz von Biodiversität und Natur […] stehen. […]

In Lebenszyklusanalysen von Biobrennstoffproduktion und -verbrauch müssen […] folgende weitere Umweltkosten Berücksichtigung finden: Veränderungen in der Bodenqualität und in der Biodiversität; Verunreinigung von Grundwasser, von Flüssen und von Seen mit Nitrat und Phosphat; und im Falle von Bewässerung negative Effekte auf den Grundwasserspiegel sowie die Versalzung von Böden.“

Eine Biomassenutzung sollte allerdings jeder Hausbesitzer, dem es technisch möglich ist, vorsehen: Einen modernen Ofen mit Feinstaubfilter zur Verbrennung von Holzpellets oder gut abgelagerten Holzscheiten aus nachhaltiger, einheimischer Waldwirtschaft, und zwar für den Fall, dass bei schlecht gemanagter Energiewende im Winter der Strom zeitweise ausfällt und die von Elektropumpen betriebenen Gas- und Ölheizungen kalt bleiben. Leider hat es der Gesetzgeber versäumt, für alle Feststoffbrennöfen Feinstaubfilter zwingend vorzuschreiben. Die Belastung der Atemluft mit krebserregendem Feinstaub nimmt zu, je mehr Leute – auch zur Unterstützung der Energiewende – sich filterlose Öfen zulegen. Nimmt man es dann auch noch mit der zweijährigen Trocknung von Holzscheiten nicht so genau, dann stinken an kühlen Abenden die Holzöfen so zum Himmel, dass an ein Lüften der Wohnung nicht mehr zu denken ist. Um das giftige Dioxin, das bei der Verbrennung feuchten Holzes frei wird, kümmert sich derzeit noch keine Aufsichtsbehörde. 

Falls die gegenwärtig vorgesehene Ausweitung der Brennstoffgewinnung aus Weizen, Mais, Zucker und Pflanzenölen nicht an energetischer Ineffizienz und monetären Kosten scheitert, sondern in einigen Jahren ökologische Schäden und die Konkurrenz zu Nahrungsmitteln spürbar werden, dürften Bürgerinitiativen gegen die Biomassenutzung mit ähnlichem Nachdruck demonstrieren wie einstmals gegen die Kernenergie. 

4
Zusammenfassung und Ausblick

Bisher ist nicht zu erkennen, dass Deutschland die Jahrhundertherausforderung „Energiewende“ bewältigen und dabei die beanspruchten Vorreiterrollen in Sachen Klimaschutz und Schuldeneindämmung beibehalten kann. Dank der Nutzung der fossil und nuklear gespeicherten Energien haben wir Bürger der Industrieländer uns in komfortablen Lebensumständen eingerichtet. Die Energiespeicherung hatte die Natur während Jahrmillionen und Jahrmilliarden geleistet. Auf diese Leistung müssen bzw. wollen wir in Zukunft verzichten und sie ersetzen durch die Nutzbarmachung der momentanen solaren Energieflüsse. Damit wären wir zurückgeworfen in die Lage der vorindustriellen, auf Biomassenutzung angewiesenen Agrargesellschaft, besäßen wir nicht die fossil und nuklear angetriebenen industriellen Produktionskapazitäten, mit deren Hilfe die großtechnischen Anlagen zum Einfangen und zur Speicherung der solaren Energieflüsse geschaffen werden können. Wenn wir uns dazu entschließen, und das sollten wir, muss ein wachsender Teil unseres Bruttoinlandsprodukts für den kapital- und personalintensiven Aufbau dieser Anlagen und der dazugehörigen Infrastruktur aufgewendet werden. Entsprechend weniger steht dann für die Konsumgüter und Dienstleistungen zur Verfügung, an deren Fülle wir uns gewöhnt haben.

Gewiss kann man auch auf einem viel niedrigeren Niveau materiellen Wohlstands als dem deutschen des Jahres 2012 glücklich sein. Das hat meine Generation, deren Kindheit und Jugend in die Kriegs- und Nachkriegsjahre fielen, nur zu eindrucksvoll erfahren. Wir waren arm, und zwar alle, aber es ging aufwärts – dank Wiederaufbau des zerstörten Landes mit Hilfe immer billiger werdender Energie. Und solange es aufwärts geht, ist man zufrieden, selbst wenn die Ungleichheit zunimmt.

Die Wirtschaft wuchs, es herrschte Vollbeschäftigung, ständig ergaben sich neue Lebens- und Erlebnisperspektiven, und die Zukunft stand weit offen – sofern man von der Gefahr absah, dass der Kalte Krieg heiß wurde. Darum betrachtet sich meine Generation heute dankbar als die eines Goldenen Zeitalters. Geht es hingegen von hohem Lebensstandard aus abwärts, entstehen schnell Missmut und Unzufriedenheit. Nunmehr lassen Treibhausgasemissionen und „Peak Oil“ die Grenzen des Wachstums näher rücken. Wir müssen uns an einen schrumpfenden Wohlstands-„Kuchen“ bei wachsender Kluft zwischen Arm und Reich
 gewöhnen, und das zumindest solange, bis die Anlagen und die Infrastruktur zur Nutzung der solaren Energieflüsse aufgebaut sein werden. Dieser Übergang mit steigenden Kosten für Energie und Umweltschutz bei knappen öffentlichen Mitteln müsste so allmählich erfolgen, dass sich die Gesellschaft daran anpassen kann und schwere soziale Verwerfungen und der Ausbruch von Unruhen vermieden werden. Doch Deutschland hat 2011 den plötzlichen Schwenk gewählt. Jetzt muss Realitätssinn die Illusionen ersetzen, unser Land könnte die überhastet eingeleitete Energiewende bewältigen, ohne dass wir uns schnell zu erheblichen Verhaltensänderungen bereitfänden. Vielleicht gelingt der tiefgreifende gesellschaftliche Wandel, der für die Anpassung unter Vermeidung ökologischer und sozialer Schäden im In- und Ausland notwendig ist, wenn zum einen die Rahmenbedingungen des Marktes so geändert werden, wie unter www.umsteuern-mit-energiesteuern.de/index.html vorgeschlagen wird, und zum anderen die Bevölkerung eine Hinwendung zu dem vollzöge, was der Präsident des Europäischen Instituts für Umweltfragen in Metz, J.M. Pelt (1975), empfahl: 

„Der Primat […] wird die so schlecht genutzten potentiellen Fähigkeiten seines Großhirns besser gebrauchen müssen, um die Werte der Kultur und des Geistes sowie die dem Menschen eigene Fähigkeit, über sich hinauszugehen und zu lieben, zu entwickeln. Dabei könnte ihm die vorhersehbare Wiederentdeckung des Evangeliums eine Orientierungshilfe sein.“ 

Dann könnte Deutschland in der Tat zum Vorbild werden.

Literatur

Bruckner, T., Groscurth, H.-M., Kümmel, R. (1997): Competition and synergy between energy technologies in municipal energy systems. In: Energy 22, S. 1005–1014.

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi 2012): Energiedaten

ausgewählte Grafiken, Stand: 25.01.2012;

http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Energie/Statistik-und-Prognosen/energiedaten.html.

Erbrich, P. (1975): Ernährung und Energiegewinnung – Ergebnisse aus dem zweiten Bericht des Club of Rome. In: Orientierung 39, S. 79.

Energiewirtschaftliches Institut an der Universität zu Köln, Gesellschaft für wirtschaftliche Strukturforschung Osnabrück, Prognos AG Basel (2010) (EWI et al. 2010): Energieszenarien für ein Energiekonzept der Bundesregierung, Projekt Nr. 12/10 des BMWi Berlin.

Fricke, J., Schüßler, U., Kümmel, R. (1989): CO2-Entsorgung. In: Physik in Unserer Zeit 20, S. 56–81.

Groscurth, H.-M. (1991): Rationelle Energieverwendung durch Wärmerückgewinnung. Heidelberg: Physica-Verlag.

GRS (2013): Fukushima Daiichi 11. März 2011 – Unfallablauf, Radiologische Folgen. 2. Aufl. Köln: Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit.

Heinloth, K. (1993): Energie und Umwelt. Stuttgart: Teubner.

Heinloth, K. (1997): Die Energiefrage. Braunschweig: Vieweg.

Heinloth, K. (2009): Klimaverträglichkeit von Arten der Energiebereitstellung für Nahrung, Wärme, Strom, Treibstoffe. In: Nordmeier, V., Götzebauch, H. (Hrsg.): Beiträge zur MNU-Tagung Regensburg 2009. Berlin: Lehmann Media. MNU/M_09_02/M_09_02.pdf.

Krause, F, Bossel, H., Müller-Reißmann, K.-F. (1980): Energiewende – Wachstum und Wohlstand ohne Erdöl und Uran. Frankfurt a.M: Fischer.

Kümmel, R. (2011): The Second Law of Economics – Energy, Entropy, and the Origins of Wealth. New York u. a.: Springer.

Lindenberger, D., Bruckner, T., Morrison, R., Groscurth, H.-M., Kümmel, R. (2004):

Modernization of local energy systems. In: Energy 29, S. 245–256.

Merkel, A. (2012): Energie und Rohstoffe für morgen – sicher, bezahlbar, effizient. In: Wirtschaft in Mainfranken 02/2012, S. 10 f.

Murphy, D., Hall, C. (2010): Year in review – EROI or energy return on (energy) invested. In: Annals of the New York Academy of Science 1185, S. 102–118.

Murray, J., King, D. (2012): Oil’s tipping point has passed. In: Nature 481, S. 433–435.

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina (2012): Bioenergie: Möglichkeiten und Grenzen; Kurzfassung und Empfehlungen. Halle/Saale: Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina.

Pelt, J. M. (1975): Wie muss sich das Leben der Europäer ändern? In: Physikalische Blätter 31/6, S. 244. 

Schüßler, U. (1990): Deponierung und Aufbereitung von CO2. In: Physik in Unserer Zeit 21, S. 155–158.

Strahan, D. (2007): The Last Oil Shock. London: John Murray.

Tzscheutschler, P., Nickel, M., Wernicke, I., Buttermann, H. G. (2009): Energieverbrauch in Deutschland. In: Brennstoff, Wärme, Kraft 61/ 6, S. 6–14. 

�	In: Die Moral der Energiewende  (J. Ostheimer, M. Vogt  Hrsg.), Kohlhammer, Stuttgart, 2014, 


	S. 109-133 


�	 Vortrag am 13. Juni 2012 auf dem 1. Ökumenischen Kirchentag in Höchberg.


�	 In Erfurt bei einer Konferenz der Thüringer Wirtschaft zur Energiewende, zitiert von der Main-Post am 6. November 2012.


�	 NISA and JNES, 2011: The 2011 off the Pacific coast of Tohoku Pacific Earthquake and the seismic damage to the NPPs. Nuclear and Industrial Safety Agency (NISA), Japan Nuclear Energy Safety Organization (JNES), April 4, 2011, Japan; � HYPERLINK "http://www.webcitation.org/5xuhLD1j7"��www.webcitation.org/5xuhLD1j7�; s.  auch (GRS 2013).


�	 Die Laufzeitverlängerungen betrugen acht Jahre für die sieben vor 1980 gebauten Anlagen und 14 Jahre für die übrigen zehn Atommeiler.
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�	 Endlagerkapazitäten erschöpfter Öl- und Gasfelder und Möglichkeiten des CO2-Recycling beschreibt Schüßler (1990).
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�	Absenkungen der Treibhausgasemissionen der Industrieländer um 80 % bis 2050 gelten als eine der notwendigen Bedingungen für die Begrenzung der Erderwärmung auf etwa 2° Celsius.


�	 www.steuerzahler.de, Zugriff 25.07.2012.


�	 So hat meine Pfarrgemeinde marode Treppen auf ihrem Kirchengrundstück durch Granittreppen aus China ersetzt, und der frühere Bundesminister Norbert Blüm hatte sich den Zorn von Grabsteinmetzen zugezogen, nachdem er dazu aufgerufen hatte, nur in Deutschland gebrochene und vorbereitete Grabsteine zu kaufen. 
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�	 Die deutsche Automobilindustrie ist führend in der Wirkungsgradverbesserung von Otto- und Dieselmotoren. Doch da die deutschen PKWs immer größer, schwerer und leistungsstärker werden und in Deutschland als einzigem entwickeltem Land der Welt die „freie Fahrt für freie Bürger“ gilt, schlagen sich die Wirkungsgradverbesserungen nicht in entsprechenden Minderungen des Treibstoffverbrauchs nieder. Die Ökonomen sprechen in solchen Fällen der Kompensation der Wirkungsgradverbesserung einer Technik durch deren intensivere Nutzung vom „rebound effect“.


�	 Mit 2,4 kWh elektrischer Energie, die rund 0,5 Euro kosten würden, könnte man einen 100 kg schweren Bergsteiger per Seilbahn vom Meeresniveau auf die Spitze des Mount Everest in 8.848 m Höhe hieven. Niedrig sind auch heute noch die Energiepreise im Vergleich zur Produktionsmächtigkeit der Energie. Die Produktionsmächtigkeit (ökonomisch: Produktionselastizität) eines Produktionsfaktors gibt – grob gesprochen – das prozentuale Wachstum der Wirtschaft an, wenn der Produktionsfaktor um ein Prozent wächst, während die anderen Faktoren konstant bleiben. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts lag in Deutschland die mittlere Produktionsmächtigkeit der Energie zwischen 0,4 und 0,5, die des Kapitals zwischen 0,3 und 0,4 und die der menschlichen Arbeit zwischen 0,1 und 0,2. Hingegen betrugen die Anteile der Kosten zur Produktion des BIP für die Energie nur rund 0,05, fürs Kapital 0,25 bis 0,30 und für die Arbeit sogar 0,65 bis 0,70 (Kümmel 2011, S. 210-213).
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�	 Erstaunlicherweise hat sich das noch nicht bei allen Fachleuten herumgesprochen. So hielt die deutsche Energieökonomin Claudia Kemfert am 31. Mai 2012 auf der „ASPO Conference 2012“ in Wien einen Vortrag, in dem sie die volle Unterstützung der Energiewende durch die deutsche Privatwirtschaft pries. Auf die Frage, warum die Privatwirtschaft dann nicht die für die Energiewende so wichtigen Gaskraftwerke baue, erwiderte sie, das liege nur daran, dass die Banken bei der Kreditvergabe so zögerlich seien. – Bemerkenswert ist auch, dass Banken hier nicht als Teil der Privatwirtschaft gesehen werden.


�	 Greenpeace in Zentral- und Osteuropa, „Der Strommix der österreichischen Energieversorgungsunternehmen“, www.greenpeace.at, Zugriff November 2011.
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�	 EROI = Energy Return On Investment. 


�	 Präziser: Exergiemenge.


�	 Kunz, H. (2011): private Mitteilung, veröffentlicht in Kümmel 2011, S. 73.


�	 THG = Treibhausgas.


�	 Anfang August 2012 wanderten meine Frau und ich auf dem RheinBurgenWeg. Kurz vor der „Heinehöhe“, hoch über Bacharach, dicht an der Abbruchkante mit herrlichem Blick auf das sonnenüberflutete Rheintal, leuchteten uns ein großer Sonnenschirm und zwei weiße Zelte entgegen, auf deren blauen Randstreifen „Lafer – Heli Gourmet“ stand. In einem Zelt glänzte eine Batterie edler Weine in transparenten Kühlgefäßen, im anderen Zelt wurde Köstliches gekocht, drei junge Kellner eilten geschäftig hin und her, und unter dem Sonnenschirm saßen heiter lächelnd ein älterer Herr und eine ebensolche Dame und genossen die Vorspeise. Wir sagten: „Guten Appetit“, sie dankten freundlich, ich fragte: „Speisen Sie hier alleine?“, sie bejahten das vergnügt und erklärten, dass man sie und die ganze Einrichtung per Helikopter hier hochgeflogen habe. Das in einiger Entfernung auf einem Betonsockel fest verankerte Klohäuschen mit davor ausgerolltem rotem Teppich wies darauf hin, dass diese Tafelei keine einmalige Angelegenheit war. Unsere Wirtin in Bacharach bestätigte, dass der Sterne-Koch Lafer den Heli-Gourmet-Service wohlhabenden Kunden regelmäßig anbietet.
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